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II~-4021 der Beilagen zu den Stenogr,'phischf'I1 Protokollen des Nationalrates 

XIV. Gesctzgebungsperiode 

REPUBLIK ÖSTERREICH 
BUNDESMINISTERIUM FüR JUSTIZ 

.. 

62.140/29-IV 4/78 

An den 

Herrn Präsidenten des Nationalrates 

zur 21. 1930-J-NR/1978·· 

-1r:f5/f lAB 

1978 -07- 0 7 
zu 1930/J 

1010 1:1 i e n . 

Die schriftliche Anfrage der Abgeordneten zum National­

rat Deutschmann und.Genossen vom 15.6.1978, 21. 1930/J-NR/1978, 
beant'l,V'orte ich ~/lie folgt : 

21;-1 1.) Für meinen Vorschlag an den Herrn Bundes­

präsidenten auf Niederschlagung des gegen vier Beschuldigte 

beim Landesgericht für Strafsachen vlien l'legen Vergehens der 

Verhinderung einervlahl oder Volksabstimmung nachdem § 267 

StGB anhä,ngigen strafverfahrens '\I!ar maßgebend, daß inder 

Heimatgemeinde der Beschuldigten slov·renische Bürger im Kampf 

, gegen die nationalsozialistische Ge'l:Tal therrschaft einen be­

sonders hohen Blutzoll entricl1ten mußten und am 29.4.1943 

auch Ver~:mndte von zwei Beschuldigten ''legen Hochverrates 

und Unterstützung von Partisanen im Gefangenenhaus des Landes­

gerichtes für Strafsachen vlien I durch das Fallbeil hinge­

!"ichtet worden sind. I\1i t diesem Gnadenvorschlag sollte der 

. Befestigung des inneren Friedens gedient ,,[erden. So hat sich 

auch der Bundesgesetzgeber seit 1945 ",iederholt veranlaßt ge- . 
sehen, Amnestiegesetze im Zusammenhang mit'historischen Er-· 

ceiV1.issen, insbesondere auch der nationalsozialistischen Ge-

. \'1al therrschaft in Österreich 7 zu erlassen, die der Befestigung 

des il'lneren Friedens d±enen sollten. 
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Zu 2.) und 3.) Ich habe" in den Jahren 1975 bis 
1978 zu den nachstehend angeführten Strafverfahren Vor­
schläge auf Niederschlagung deT!1 Herrn Bundespräsidenten 
unterbreitet. Hiebei ließ ich mich auch in den unter 2), 
3), 5), 6), 7), 9), 11) und 12) behandelten Fällen von 
den zur Frage 1.) angeführten Er,vägungen leiten. 

1) Landesgericht Eisenstadt, Vr 357/74, wegen Ver­
dachtes des Vergehens des unbefugten Gebrauches von Fahr­
zeuGen nach dem § L~67 b StG und der Übertretung gegen die 
körperliche Sicherheit nach dem § 431 StG: 

Die Durchführung des Verfahrens hätte im Hinblick 
auf die durch die Straftat be\'lirkten schvleren Verletzungen 
des Beschuldigten selbst, die zu einer Lähmung des rechten 
Armes und beider Beine führten~ eine unbillige Härte be­
deutet. 

2} Landese;ericht für Strafsachen 1.vien, 20 Vr 6502/68, 
wegen Verdachtes des Verbrechens nach dem § 4 Abs. 2 Spreng­
stoffgesetz: 

Die Einigung zvTischen Italien und Österreich in der 
Südtirolfrage - die Tai.:handlungen standen im Zusammenhang 
mi t dem vliderstand in Südtirol - , die den Betroffenen zu~ 
zubilligenden patriotischenlVIotive, ihre langen Vorhaften 
und die außerordentliche Sch1:rierigkei t der Rel:onstruktion 
des viele Ja.hre zurückliegenden Tatherganges ließen das. 
Absehen von einer 1trei teren Verfolgung vertretbar ersche~nen. 
"'ei ters legten in diesem Zusammenhang die dreißigste vlieder­
kehr des Jahres der Be"freiung l..U1d der 20. Jahrestag des Ab­
schlusses des Staatsvertrages d.ie r1öglichkei teines Gnaden-

"aktes nahe. 
3) Landesgericht Innsbrucl.o:, 15 Vr 97/70, ",egen Ver­

dachtes des Verbrechens des Betruges nach den §§ 197, 199 
lit.d, 200, 201 lit.d, 203 StG, des Verbrechens des Dieb­
stahls na.ch den §§ 171, 174 I lit.d stG und des Verbrechens 
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der Mitschuld am Verbrechen der versuchten Verleitung zum 
Mißbrauch der Amtsge~:ral t nach den §§ 5, 9, 101 StG: 

Im Hinblick auf das jahrzehntelange Zurückliegen der 
Straftaten und den schlechten Gesundheitszustand des in der 
Bundesrepublik Deutschland lebenden 73-jährigen Betroffenen 
lconnte das Bedürfnis nach "(:reiterer Strafverfolgung verneint 
\'lerden •. Wei ters 1'V1...1rde berücksichtigt 1 daß nach den Intentionen 
des Herrn BundesDräsidGnten im Ausland befindlichen äster;.. 
reichern aus Anlaß der dreißigsten Wiederkehr des Jahres 
, und . -
aer Befreiuni"i des 200 Jahrestages des Abschlusses des staats-
vertrages die ungehinderte Rückkehr in die Heimat ermöglicht 
\'lerden sollte 0 

4) Landesgericht Eisenstadt, 6 Vr 471/73, wegen Ver­
dachtes des Vergehens des unbefugten Gebrauches von Fa:ttrzeugen 
nach dem § 467 b stG : 

Der Angeklagte erlitt durch den bei der Ausführung der 
~rat verursachten Unfall selbst schwere Verletzungen, die zu 
einer Querschnittlähmung führten. Ein sinnvoller Strafvollzug 

•• '1- t "1' h 1'rare n~C~1 mog_~c~ gev:esen •. 
5) Kreisgericht lifr.Neustadt, 7 Vr 106.7/67, \'regenVer­

dachtes des Verbrechens des teils vollbrachten, teils ver­
suchten Diebstahls nach den §§ 171, 174 I lit.d, IIlit.a 
und 8 StG sOIt.da der Übertretung nach dem § 516 StG : 

Der Vorschlag erfolgte mit Rücksicht auf die aU$ der 
. 

.L ,.. ". F" °h 1 d' b fl'" 1 r '.I- " '1 ' . d s I..rar Ire~en ~·l.L T'v.ng une J.e eru .. _,.1.C11e ,veJ. ",crOL aung:tn an 

USA able! tbare Resoz.ia1.i.sierung des VeI'c1.~i.cht~gel1 und auf die 

dreißigste 1'l.iederkehr dt?s Jahres der Be.freiung und den 20. 

Jahrestag des Abschlusses des Staatsvertrages. 
6) Landesgericht für Strafsachen l'fien~ 6 d VI' 48L1-1/68 , 

"I,.,eg9n Verdachtes da;-; Verbrechens des BetrUGes als !',U tschuldiger 
nach den §§ 5, '197, 200, 201 lit.d, 203 stG r · des Vergehens der 

fahrlässigen Krid2. nach' dem § '+86 Z. 1 und 2 (§ [1-86 c) stG so"rie 
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Vergehens nach dem § 122 GesMbHG : 

Der Gnadenvorsch12g erfolgte im Hinblick auf das 
lanGe Zurückliegen d.er 'I'atzeiten, di.e bisherige Unbescholten­
hei t, di.e sch~'!ere Erkrankung des Verdächtigen, welche die Ver­

handlungsfähiglcei tausschloß, den relativ geringen Schuldge­

halt der Straftaten sowie aus Anl~des 30. Jahrestages der 

vliederherstellung der Unabhängigkeit Österreichs und des 

20. Jahrestages der Unterzeichnung des Österreichischen 
Staatsvertra~eso 

!..,} 

7) Kreisgericht Wels, 11 Vr 1170/54, wegen Verdachtes 
des Verbrechens der Nitschuld am Verbrechen der Abtreibung 

der eigenen Leibesfrucht nach dem § 146 stG : 

Der Gnadenvorschlag vturde i!n Hinblicl{ auf das lange 

ZurUckliegen der Straftat und den 30. Jahrest~g der Wieder­

herstellung der Unabhängigl:eit Österreichs und den 20 •. Jahres­

tag der Unterzeichnung des Österreichj.schen Staatsvertrages 
erstattet. 

8) Kreise;ericht Krems an der Donau, 4 Vr 636/73, v:egen 

Verdachtes des Vergehens gegen die Sicherheit des Lebens nach 

dem § 335 StG : 

Unter BerUck.sichtigung der Folgen der Tat - Tod der 

Gattin und eigene Sch~'lore Verletzung - und der Sch1~'!eren Er­

kY'ankung des Betro:(fenen: di.e eine Fortsetzung des Verfahrens 

durch einen langen Zeitraum Uberhaupt ~erhinderte, hätte eine 

1',ei tere Ver:folgung eine unztuTIutbare HäTte bedeutet. 

9) Landesgericht fUr Strafsachen 1'lien; 6 b S Vr 

10.672/48, wegen Verdachtes des Verbrechens des Mißbrauches 
der Amtsge'dal t nach dem § 101 StG, dCß Verbrechens der Ver­

untreuung nach dem § 183 StG~ des Ve::"'brechens der Untreue 

nach dem § 205 c StG und des Vergehens der fahrl~ssigen 
Krida na ,""1·1 d.en.l.l S Lc"'''' Z I - 2 C!tr< ~ .. ' 1-00 •• • uno. ~ .. ) ;1..,- : 

Der Gnadenvorschlag l'rurde .tm H.inblick auf das la.nge 
Zurikklier.~en der Straftat, dc~s vJo}~,.J.vel'he.lten des Angeldar;ten 

vor und nach der1'at u.nd den 30. Je.hrestag der 1-'Ji.ederher-
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stellung der Una.bhängigkeit Österreichs und den 20. Jahres­

tag der Unterzeichnung des Österreichischen staatsvertrages 
erstattet. 

10) Bezirksgericht Hauthausen, U 374/75, \-legen Ver­

dachtes des Vergehens der fahrlässigen Körperverletzung nach 

dem § 88 Abs. 1 StGB : 

, Der Beschuldigte erlitt durch den von ihm verursachten. 

o Unfall eine (voraussichtlich) irreparable Querschni tt.:.:lähmung. 

Eine Verurteilung hätte für den Beschuldigten nur eine'be­

sondere Härte dargestellt. 

11 )a) Landesgericht für Strafsachen \'lien, 26b Vr 

4723/71, "\1egen Verdachtes der Verbrechen der öffentlichen 

Gevral ttätigkei t durch ge'\'ral tsame Handanlegung gegen obrig­

keitliche Personen nach dem § 81 stG, durch ge\val tsamenEin­

fall in fremdes unbm'legliches Gut nach dem § 83 StG, durch 

'Entführung nach dem § 96 stG, durch Erpressung nach dem § 98 

lit.a und b stG und durch gefährliche Drohung nach dem § 99 

stG, des Vergehens des Auflaufes nach den §§ 279 und 283 StG 

'sO'\1'ie der Übertretung der teils vollendeten, teils versuchten 

. vorsätzlichen körperlichen Beschädigung nach. den §§ 411 und· 8 

stG; 

b) Landesgericht für Strafsachen \1ien, 10 b E Vr222/72, 

1·]'egen Verdachtes des Vergehens der unerlaubten Ab",esenhei t nach 

dem § 8 MilStG und des Verbrechens der Desertion nach dem 

§ 9 Abs. 1 rlfilStG so",ie der Übertretung der vorsätzlichen 

körperlichen Beschädigung nach dem § 411 stG; 

c) Jugendgerichtshof "'ien, 3 VI" 1330/69, '\rIegen Ver­
dachtes des Verbrechens der öffentlichen GevJal ttätigkei t 

d.urch boshafte Beschädigung fremden Eigentums nach dem § 85 

li t.e. StG; 

d) Strafbezirk~gericht\t!ien, 6 U 2386/71, wegen Ver­

dachtes der Übertretung der vorsätzlichen l{örperlichen Be-

1854/AB XIV. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original) 5 von 9

www.parlament.gv.at



schädigung nach dem § 411 StG : 

Die Betroffenen haben sich mit großem Engagement 

einer imäffentlichen Interesse gelegenen Betätieung zuge­

w'endet und damit von sich aus einen gev:ichtigen Bei trag zu 

ihrer gesellschaftlichen Integration geleistet. \'leiters ':ra.ren 

die zeitlichen Aspekte des Falles und der Umstand maßgebend, 

daß einerseits die Fortsetzung der Strafverfahren zumindest 

teil'Vfeise auf erhebliche Bevleisschvlierigkei ten gestoßen ".,äre, 

anderersei ts aus Anlaß des 30. Jahrestages der 1'liederhe~­

stellung der Unabhäneigl\:ei t Österreichs und des 20. Jahres~ 
tages der Unterzeichnung des Österreichischen Staatsver­

trages im Ausland befindlichen Österreichern die ungehinderte 

Rückkehr in die Heimat ermöglicht \'rerden sollte. 

12) Landesgericht für Strafsachen '\Alien, 22 b Vr 

11 .735/47 (22 b VI' 2065/70, I'Tegen Verdachtes des Verbrechens 

der Veruntreuung nach dem'§ 183 StG, des Verbrechens des 

teils versuchten, teils vollbrachten Betruges nach den §§ 197, 

199 11 t. d und 8 StG, des Verbrechens der z\'ieifachen Ehe nach 

dem § 206 StG, des Verbrechens des Diebstahls nach den §§ 171, 
173 stG : 

Grundlage des Gnadenvorschlages\',ar sowohl das lange 

, Zur:Uckliegen <.leI' Straftaten als auch der Umstand, ?-aß aus 

Anlaß des 30. Jahrestages der 1Hederherstellung der Republik 

Österreich und des 20. J2hrestages der Unterzeichnung des 
, , 

staatsvert~ages im Ausland befindlichen Österreichern die 

ungehinderte Rückl<ehr in die Heimat ermöglicht ,,!erden sollte. 

13) BezirksGericht Ki tzb~hel, U 1399/69, I"egen Ver­
dachtes der Übertretung des unbefugten Gebrauches von Fahr- " 

,zeugen nachdem § 467 b StG : 

Gegen einen Vorschlag auf Niederschlagung des Straf­

verfahrens ergaben sich im Hinblick auf den geringen Un­

rechtsgehal t der Delikte, das langJährige \'lohlverhal ten des 

Beschuldigten und den Umstand keine Bedenken t daß die in ' 
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dem noch ni6ht rechtskr§ftigen Urteil verh~ngte Strafe ge­

mäß § 1 AmnestieG 1975 nachzusehen gev!esen "färe. Darüber 

hi.naus sollte dem Beschuldigten der Eri.'lerb der französischen 

Staatsbürgerschaft ernöglicht v!erden. 

1 L~) Landesgericht für Strafsachen ~'fie!1, 23 a VI' 

6Lt53/7L{ ..• ,'regen Verdachtes des Vergehens der Fälschung be-' 

sonders geschützter Ur}~unden nach den §§ 223, 224 StGB : 

Die Aufrechterhaltung der Strafverfolgung des durch 

Jahre hindurch straflos gebliebenen Beschuld~gten hätte die 

Vernichtung Reiner Existenz in der Bundesrepublik Deutschland 

bedeutet. 

15) LandesRericht flir Strafsachen Wien, 24 a Vr 

5101/58, i,yegf:n Verdachtes des Verbrechens des Betruges nach 

den §§ 197, 200 und 203 stG und des Vergehens der fahrlässigen 

Krida nach dem § 486 Z. 1 'Li.nd. 2 StG : 

Zugunsten des Beschuldigten sprachen das lange Zurück­

liegen der Taten, seine Straflosigkeit an seinem jetzigen Auf­

enthaltsort, sei.n hohes Alter (73) und der Umstand,daß ihm 

die Einreise in die USA, \'10 seine frühere Lebensgefährtin' 

lebt, infolge des Strafverfahrens ver<.vehrt '\'rar. 

16) KreisgE':richt Ried/lnnl{reis, Vr 4i58, 'l"regen Ver­

. dachtes des Verbrechens der Desertion nach dem § 583 stG : 
Die Nachtej.le ,die der Beschuldigte wegen des an­

hänglgen Strafverfahre:~ls hinnelm1en mußte, standen .in keinem 

vertretbaren Verhäl tnis zu .jener Strafe, die im Falle eines 
. . 

Schuldspruches bei BerUcksicb.tig'Llng ces langen Zurückliegens 

der ~('at und des lang,jährige.'l1.'lohl verhaI terJS df.?s Gnedem'lerbers 

zu verhängen geh·esen 1-"äre. 

17) Bez.irl<sgeri.cht Horn, Z 163/6Lf., wegen Verdachtes 

des teils vollbrachten, teils versuchten Verbrechens der 

Unzucht wider die Natur nach den §§ 129 I lit.b und 8 StG 
und. des Verbrec.hens der versucht;en 'ilerführung zur Unzucht 

nach den §§ 8, 132 II1 stG : 

PUr den erbetenen Gnadener\'ie:i..s sprachen vor allem 
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das lange Zurüd:liegen der Taten, de'ren nersönlicher 

Schuldgehalt. nicht zu hoch anc:esetzt 'i'!erden'kol1nte~ und 

das ~1ohl ver11alten des Beschuldigten. 

18) Landesgericht für Strafsachen Graz,12 E VI' 855/771 
,-regen Verdachtes des Vergehens der versuchten NötigtLl1g nach 

den §§ 15, 105 StGB : 

Bei Beurteilung des Falles \·r .. Jrde davon ausgegangen, 

daß es sich bei der Tat (DrohunG) um den ersten Verstoß des 

an einer scrn'reren Krankheit leidenden und daher verhe.ndlungs­

unfähigen Angeklagten gehe.ndelt hat, die aus dem durch' die . 

Erkrankun,!!) bedinf'ten nsvchisch~n und 1Jhysischen Zustand er-
..... -' L..I 

klärlich "la.r. 

19) Kreisgericl:t Krems 1 4 VI' 526/52, ' .. .regen Verdachtes 

des Verbrechens des teils vollbrachten, teils versuchten 

Diebstahls nach den §§ 171~ 173, 176 11 lit.b.und 8 Stq. und 
des Verbrechens der Verleumdung nach dem § 209 StG : 

F.ür den Gnadenvorschlap: 'waren das Alter des Gnaden­

,<rerbers (69 jOa hre), sein unbescholtener LebensirlandeI, die 

seit den Taten verstrichene Ze1t und der Umstand maßgebend, 
daß offene Schedeners2.tzansprüche n:kht meh..r vorlagen. 

20) Kreisgeric~1t Ri.ecl./lrm}~reis, 7 E VI' 302/77, ,,,egen 

Verdachtes des Vergehens der FälschunG: besonders geschützter 
Urkunden nach dem § 22l;. (§ 223 Abs.2 ) StGB : 

Das Fehlverhal ten des Bescb.uldi.gten 'l:1.10es einen relativ 

gerin,gfUgigen Unrechtsgehe.lt auf, ein 'Schaden ist nicht ein-· 

getreten. Ferner vmrde berücksichtigt, daß eine Verurteilung 

zu einer AbJ.errnung seines Einbürgerungsersuchens in der 

Bundesrepublik DE.-:utschJ.and. und o.8.m.i t zu einer Existenzver­

nichtung des Beschuldigten hqtte führen l~önnen, sOI·,ie der 
Umstand, daß das 1·,ege;:1. desselben Vorfalles in der Bundes­

republik Deutschlend eingeleitete Verf8.hren gemEiß § 155 a 

der deutsche~ StPO eingestellt werden sollte. 

21) Landesgericht für stra.fsachen \v:i.en ~ 28 b VI' 

9313/69, "VTep;en VE:rdachtes des Versehens des Betrurres nach 
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d~n §§ 146, 147 Abs. 1 StGB und des Vergehens der Ver­
untreuung nach dem § 133·Abs. 1 und 2 StOB: 

Durch die Niederschlagung sollte dem inder Deutschen 
Demokratischen Republik lebenden Beschuldigten die r-Töglich­
kei t eröffnet '\'lerden; setne im hohen Alter stehende r·1utter 
\1iederzusehen ,zumal die inkriminierten Straftaten vor_ nahe­
zu 20 Jahren [';esetzt ~llorden vraren und der Beschuldigte· in 
selner neuen Heimat einen den Erfordernissen des Gemein-· 
schaftslebens angepaßten LebenSitlandel führte. 

Zu 4.) Der Herr Bundesprä.sident hat· in allen diesen 
Fällen von seinem Gnadenrecht Gebrauch gemacht. 

7. Juli 1978 
Der Bundesminister : 
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